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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Jahn 
(Braunschweig), Dr. Wittmann (München) Dr. Czaja, Wohlrabe, Frau Benedix, 
Dr. Hupka, Dr. von Bismarck und Genossen 
- Drucksache 7/82 - 


betr. Dokumentation zum Lastenausgleich 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 9. Fe- 
bruar 1973 - VI A/5 - LA 2029 - 5/73 - die Kleine Anfrage na- 
mens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Schadenstatbestände waren in das Lastenausgleichs- 
gesetz in der Fassung vom 15. August 1952 auf der Berechnungs- 
grundlage des langfristigen Aufkommens des Ausgleichsfonds 
in die Leistungen des Gesetzes einbezogen? 


In das Lastenausgleichsgesetz (LAG) in der Fassung vom 14. Au- 
gust 1952 waren folgende Schadenstatbestände einbezogen: 

V ertreibungsschäden 
Ostschäden 
Kriegssachschäden 
Sparerschäden 


2. Welche anderen Kriegs- und Kriegsfolgeschäden, die im Lasten- 
ausgleichsgesetz ursprünglich nicht berücksichtigt waren, sind 
im Rahmen der Weiterentwicklung des Lastenausgleichsrechts 
dem Leistungsbereich des Gesetzes zugewachsen? 


Durch das Einundzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 18. August 1969 sind Vermögensschä- 
den im Gebiet der DDR einschließlich Ostberlin (Zonenschäden) 
in die Entschädigungsregelung des LAG einbezogen worden. 
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3, In welchem Umfang haben sidi durdi die Einbeziehung weiterer 
Sdiadenstatbestände und die Ausweitung des Kreises der be- 
rechtigten Geschädigten die Ausgaben des Ausgleichsfonds im 
einzelnen erhöht? 


Die Mehraufwendungen durch Einbeziehung der Zonenschäden 
in die Hauptentschädigung sind nach der Gesamtschätzung der 
Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds nach dem Stand 
vom 1. Januar 1972 mit 2,8 Milliarden DM zu veranschlagen. 

Die Mehrkosten durch Ausweitungen des Kreises der berech- 
tigten Geschädigten - insbesondere durch wiederholte Verbes- 
serung der Stichtagsregelung, Einbeziehung des Saarlandes, wei- 
teres Hineinwachsen in die Kriegsschadenrente, ständige An- 
hebung des Einkommenshöchstbetrages - können nicht angege- 
ben werden, da bei den Ausgleichsämtern darüber keine ge- 
sonderten Anschreibungen geführt werden. Auch die bei den 
einzelnen Novellen vorgenommenen Schätzungen der Mehrauf- 
wendungen geben hierüber keinen Aufschluß, weil sich Erwei- 
terungen der Antragsberechtigung mit gleichzeitigen und spä- 
teren Leistungsverbesserungen überschneiden. 


4. Welche zusätzlichen Mittel sind dem Ausgleichsfonds zur un- 
mittelbaren Deckung der sich aus der Berücksichtigung weiterer 
Schadenstatbestände und Geschädigtengruppen ergebenden 
Mehraufwendungen zugeführt worden? 


Zur unmittelbaren Deckung der sich aus der Berücksichtigung 
weiterer Schadenstatbestände und Geschädigtengruppen erge- 
benden Mehraufwendungen sind dem Ausgleichsfonds durch 
das Einundzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 700 Millionen DM für die Hauptentschädigung 
aufgrund von Zonenschäden aus dem Bundeshaushalt zugeführt 
worden. Gleichzeitig ist für diesen Zweck die Zuschußpflicht 
der Länder aus ihrem Aufkommen aus der Vermögensteuer 
über den 31. März 1979 bis zum 31. Dezember 1979 verlängert 
worden. Hieraus ergibt sich ein weiterer Zuschuß an den Aus- 
gleichsfonds in Höhe von rund 900 Millionen DM. Bei der Ein- 
beziehung des Saarlandes sind dem Ausgleichsfonds aus dem 
saarländischen Haushalt und dem Bundeshaushalt Mittel zuge- 
führt worden, die die entstehenden Mehraufwendungen in etwa 
ausgleichen. Weitere zusätzliche Mittel sind dem Ausgleichs- 
fonds durch wiederholte Änderungen der Zuschußpflicht der öf- 
fentlichen Haushalte nach § 6 LAG zugeflossen, vor allem durch 
Zuschüsse aus der Vermögensteuer in den Rechnungsjahren 
1959 bis 1979, Auffüllung der eigenen Einnahmen des Aus- 
gleichsfonds auf bestimmte Grenzbeträge in den Rechnungs- 
jahren 1959 bis 1966 sowie durch mehrfache Anhebung der Zu- 
schußobergrenze für die Aufwendungen an Unterhaltshilfe. 
Maßgebend für diese Änderungen waren allerdings nicht nur 
Ausweitungen des Kreises der Berechtigten, sondern auch son- 
stige Leistungsverbesserungen. Zur Höhe dieser Zuschüsse 
wird auf die Anwort zu Frage 7 verwiesen. 
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5. Welche zusätzlichen Kosten haben sich aus der inflatorischen 
Entwicklung - insbesondere unter Berücksichtigung der im Zu- 
sammenhang mit der Rentendynamik stehenden laufenden Er- 
höhung der Leistungen aus der Unterhaltshilfe - für den Aus- 
gleichsfonds ergeben, und welche Beträge werden hierfür in 
den Rechnungsjahren ab 1974 aufzuwenden sein? 

Der Satz der Unterhaltshilfe hat sich für den Alleinstehenden 
von 85 DM monatlich im Jahre 1952 auf 279 DM zum 1. Januar 
1973 entwickelt. Dies bedeutet eine Steigerung um fast 230 v. H.; 
sie liegt weit über der Erhöhung der Lebenshaltungskosten 
in diesem Zeitraum. Hieraus wird deutlich, daß die Erhöhung 
der Unterhaltshilfe nicht nur den Preissteigerungen Rechnung 
getragen, sondern vielmehr die gesamte wirtschaftliche Ent- 
wicklung berücksichtigt hat, um so auch die Unterhaltshilfe- 
empfänger am allgemeinen wirtschaftlichen Wachstum teilneh- 
men zu lassen. Bei dieser Sachlage kann der Teil der Kosten, 
mit dem die Erhöhung des Preisniveaus aufgefangen wurde, 
naturgemäß nicht besonders berechnet angegeben werden, 
zumal auf die Unterhaltshilfe andere Rentenleistungen ange- 
rechnet werden, die ihrerseits ebenfalls laufend erhöht worden 
sind. Auch für die Rechnungsjahre ab 1974 können solche Mehr- 
kosten nicht genannt werden, da die Unterhaltshilfe nicht nach 
dem Ausmaß etwaiger Preissteigerungen, sondern über die An- 
passungsätze der gesetzlichen Rentenversicherung der Lohnent- 
wicklung anzupassen ist (§ 277 a LAG). 

Bei den übrigen Leistungen des LAG (vor allem bei der Haupt- 
entschädigung) bleibt die Preisentwicklung ohne Einfluß, so daß 
hierdurch Mehrkosten nicht entstehen können. 


6. Welche Einnahmeausfälle sind dem Ausgleichsfonds durch Er- 
laß der Vermögensabgabe und der Kreditgewinnabgabe - ins- 
besondere nach § 131 RAO - bis zum 31. Dezember 1972 - nach 
Ländern aufgegliedert - entstanden? 

Soweit zuverlässige Unterlagen über die Einnahmeausfälle in- 
folge von Erlaßmaßnahmen nach § 131 AO bei der Vermögens- 
abgabe (VA) und der Kreditgewinnabgabe (KGA) vorliegen, 
ergeben sich die Zahlen aus der beigefügten Anlage. Die Er- 
laßquote in den einzelnen Jahren von 1960 bis 1971 ist ziemlich 
konstant, sie schwankt zwischen 2,6 v. H. und 3,8 v. H. des 
praktischen Soll-Aufkommens. Für 1972 wird der Erlaßbetrag 
höher sein; außer dem Gesamtbetrag des Ist- Aufkommens lie- 
gen jedoch noch keine genauen Zahlen vor (siehe Anlage). 


7. Ist die Bundesregierung bereit, die sich aus der Ausweitung 
der Leistungsberechtigung, aus dem Einnahmenausfall infolge 
Abgabenerlasses sowie aus der Geldentwertung entstehende 
Gesamtsituation aus dem Bundeshaushalt auszugleichen, um 
die Leistungen an die Berechtigten entsprechend der Präambel 
des Lastenausgleichsgesetzes in einem die Grundsätze der sozia- 
len Gerechtigkeit und die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten 
berücksichtigenden Maße auszugestalten? 


Die Bundesregierung erwägt nicht, durch zusätzliche Zuschüsse 
aus dem Bundeshaushalt die Gesamtsituation des Ausgleichs- 
fonds, die sich aus den in der Frage genannten Gründen erge- 
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ben hat, zu verbessern. Maßgebend hierfür ist, daß der Bundes- 
haushalt ohnehin dem Ausgleichsfonds nach § 6 Abs. 3 LAG die 
Mittel zur Durchführung des LAG zur Verfügung stellen muß, 
die der Ausgleichsfonds durch seine sonstigen Einnahmen nicht 
decken kann. Aus dieser Defizithaftung ergibt sich nach der 
Gesamtschätzung der Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichs- 
fonds nach dem Stand vom 1. Januar 1972 nach gegenwärtiger 
Rechtslage ab 1980 eine Zuschußpflicht von insgesamt rund 
7 Milliarden DM. 

Im übrigen ist auch zu berücksichtigen, daß die öffentlichen 
Flaushalte zur Durchführung des LAG schon nach geltendem 
Recht erhebliche Leistungen zu erbringen haben. Während nach 
der ursprünglichen Fassung des LAG Bund und Länder an den 
Ausgleichsfonds Zuschüsse von insgesamt rund 21 Milliarden 
DM hätten erbringen müssen, haben sie nach den zahlreichen 
Änderungen der Zuschußregelung in § 6 LAG bis zum Ende der 
Laufzeit rund 52 Milliarden DM aufzubringen. 

Was den Erlaß von Ausgleichsabgaben anlangt, werde ich mich 
bemühen, die in 20 Jahren praktizierten Erlaßgrundsätze bei- 
zubehalten, sie keinesfalls aber auszuweiten, um den Ausfall 
so gering wie möglich zu halten. Außerdem wird die Bundesre- 
gierung bestrebt sein, gesetzliche Änderungen zu verhindern, 
die eine Minderung des Aufkommens an LA-Abgaben zur Folge 
hätten. Sie wäre deshalb dankbar, wenn sie bei der nach Lage 
der Dinge zwingend notwendigen Ablehnung des am 2. Februar 
1973 erneut vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes, der einen 
jährlichen Einnahmeausfall von etwa 100 Millionen DM zur 
Folge hätte, auch mit der Unterstützung der Fragesteller rech- 
nen könnte. 
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Erlaß der VA und KGA in Millionen DM 



I960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

Baden-Württemberg 

9,2 

9,4 

7,4 

16,8 

6,8 

8,7 

6,2 

6.1 

5,8 

5,1 

6,1 

8,9 


Bayern 

8,6 

16,3 

10,2 

8,7 

9,4 

8,8 

8,0 

9,9 

6,4 

5,7 

6,8 

9,0 

Die Meldungen 

Bremen 

2,4 

1,7 

1,2 

1,4 

2,5 

1,5 

4,3 

1.4 

2,3 

1,3 

1,7 

1,8 

der Länder 

Hamburg 

5,1 

4,0 

4,4 

4,9 

2,5 

4,2 

3,2 

3,4 

1,9 

3,6 

2,8 

2,1 

liegen noch 

Hessen 

4,8 

6,7 

4,3 

3,8 

5,1 

4,6 

3,9 

7,5 

4,5 

3,4 

2,6 

3,0 

nicht vor. 

Niedersachsen 

5,5 

5,0 

3,4 

3,5 

2,6 

2,7 

8,8 

4,6 

11,5 

6,3 

4,5 

2,0 


Nordrhein-Westfalen 

15,8 

15,1 

11,7 

12,6 

11,7 

15,2 

13,1 

11,5 

13,1 

8,5 

11,8 

12,8 


Rheinland-Pfalz 

3.0 

3,6 

2,2 

3.7 

2,3 

2,3 

2.9 

2,9 

1,9 

2,0 

2,1 

2,0 


Schleswig-Holstein 

2,8 

2,3 

2,2 

2,2 

3,2 

2,0 

3,0 

2,5 

1,2 

1,3 

3,0 

1,9 


Gesamtbetrag 

57,2 

64,1 

47,0 

57,6 

46,1 

50,0 

53,4 

49,8 

48,6 

37,2 

41,4 

43,5 


Gesamtes Ist-Aufkommen 

1645,3 

1702,2 

1738,8 

1546,5 

1640,3 

1403,6 

1340,4 

1371,7 

1377,4 

1306,3 

1406,9 

1269,0 

1230,8 

Erlaßquote in v. H. 

3,4 

3,6 

2,6 

3,6 

2,7 

3,4 

3,8 

3,5 

3,4 

2,8 

2,9 

3,3 
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Anmerkungen 

1. Zuverlässige Zahlen für die Jahre vor 1960 liegen nicht vor. Für 1972 sind 
die Meldungen der Länder noch nicht eingetroffen. 

2. Die Erlaßbeträge des Landes Berlin sind in vorstehender Aufstellung nicht 
enthalten; im Ist-Aufkommen ist das von Berlin dagegen mit erfaßt. Das 
Ist- Aufkommen 1960 wurde wegen der damaligen Umstellung vom Rech- 
nungsjahr auf das Kalenderjahr auf 12/12 umgerechnet. 

3. Die angegebenen Erlaßbeträge gelten jeweils für den Zeitraum vom 
1. November des vorausgehenden bis zum 31. Oktober des bezeichneten 
Jahres. 


4. Die Erlaßquote ist auf die Summe bezogen, die sich aus der Addition des 
Ist- Aufkommens und des Gesamtbetrags der jährlichen Erlaßbeträge er- 
gibt. 

5. Die Angaben umfassen auch die Erlaßbeträge nach § 54 LAG (Erlaß der 
VA wegen Alters oder Erwerbsunfähigkeit); dabei handelt es sich um 
einen gesetzlich modifizierten Erlaß nach § 131 AO. 
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